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01.030 Einwohnerrat

Traktandum 2
Bericht des Gemeinderats vom 19.3.2025, sowie der Bericht der
Kommission für Bauwesen und Umwelt, vom 17.12.2025, betreffend
Teilzonenplan und Teilzonenvorschriften Binningerstrasse - 
Teilzonenplan, Teilzonenreglement sowie Mutation Baulinien, 1. Lesung
Geschäftsvertretung: GP Franz Vogt, Geschäft 4773 / A

Mehmet Can, Präsident:  Es handelt sich somit um die 1. Lesung des Teilzonenplans und der 
Teilzonenvorschriften Binningerstrasse. Ist Eintreten bestritten? Nein! Und zwar haben wir die 
Ausführungen von KBU-Präsident, Matthias Häuptli. Anschliessend kommt Franz Vogt, danach haben 
wir die allgemeine Beratung. Ich gebe das Wort direkt an KBU-Präsident Matthias Häuptli.

Matthias Häuptli, KBU-Präsident:  Herr Präsident, geschätzte Anwesende. Das ist ein relativ 
wichtiges und komplexes Geschäft, welches Ihnen hier heute vorliegt. Es wurde auch lange beraten. 
Es hat eine lange Vorgeschichte. Deshalb werde ich ein wenig ausholen, auch wenn der Gemeinderat 
bestimmt ebenfalls noch einiges erläutern wird.

Das Gebiet Binningerstrasse ist ein zentraler Entwicklungsschwerpunkt, auch aus der Sicht des 
Kantons. Es nimmt eine Schlüsselrolle für die Entwicklung von Allschwil ein, und die grosse Idee, das 
Konzept hinter dem, was Ihnen vorliegt, ist die Transformation einer monofunktionalen Gewerbezone, 
in der alles in der Gewerbezone G20 liegt, zu einem hochwertigen, lebendigen Mischgebiet mit 
Wohnen, Arbeiten und Versorgungsfunktionen. Die Grundlagen sind zunächst der kantonale 
Richtplan, der es auch als Arbeitsplatzgebiet von kantonaler Bedeutung definiert. Dann gibt es das 
räumliche Entwicklungskonzept REK der Gemeinde und darauf abgestützt den detaillierten 
Masterplan Binningerstrasse, der die Zielsetzungen definiert. Ein Kernpunkt im Ganzen ist auch die 
Abstimmung von Siedlung und Verkehr. Da gibt es ein Element, aber darauf werden wir noch 
kommen, welche Rolle es spielt oder auch nicht spielt, das ist die Verlängerung der Tramlinie 8. Es ist 
aber auch die Ausgestaltung der Zonenvorschriften in verkehrlicher Hinsicht. Wir wissen alle, das ist 
ein Gebiet, in welchem es bereits viel Verkehr gibt, und es ist daher notwendig, dass man auf eine 
Weise plant, damit er nicht unbegrenzt zunimmt.

Eine ausdrückliche Zielsetzung, dass es nicht wie das BaseLink-Areal ein reiner Arbeitsplatzstandort 
sein soll, sondern eben eine eigene Art von Quartier, dass man auch mit den Zeitzeugen der Ziegelei 
einen Teil der identitätsstiftenden Bausubstanz erhält. Wichtige Themen sind auch Siedlungsklima und 
Grünraum. Um all das zu bewerkstelligen, hat man eine sehr differenzierte Sanierung vorgesehen. 
Das ist auch der Grund, weshalb das Ganze ein Teilzonenplan ist. Wir haben heute in Allschwil drei 
unterschiedliche Zonenpläne. Das ist der Zonenplan Landschaft für alles, was ausserhalb des 
Siedlungsgebietes liegt. Dann gibt es einen Teilzonenplan für den Dorfkern, für die schützenswerten 
Bauten. Und es gibt den Zonenplan Siedlung, der alles andere im Siedlungsgebiet abdeckt. Hier wird 
nun gewissermassen neu ein Teil aus dem Zonenplan Siedlung herausgenommen mit eigenen 
Teilzonenvorschriften, die massgeschneidert sein sollen. Dies hat natürlich auch wieder die 
Konsequenz, dass, ab dann, wenn man es macht, dieser Teilzonenplan ein eigenes Schicksal hat. 
Wenn man also später einmal die Zone für das allgemeine Siedlungsgebiet revidiert, ist es nicht 
notwendigerweise auch eine Revision, die sich auf das Gebiet des Teilzonenplans auswirkt. 

Nun, ganz grob: Es soll ein durchmischtes Quartier werden. Das ist aber nicht in allen Teilen so. Es 
gibt verschiedene Zonentypen, in denen man in einem Teil der Zone Wohnanteile ermöglicht. In den 
Zentrumszonen Letten und Ziegelei gibt es dann einen Mindestanteil von Gewerbe von 70 %, den 
man festschreibt. Es ist also auch die Idee, dass das Gewerbe dort weiterhin seinen Platz haben soll. 
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Es geht nicht darum, das Gewerbe zu vertreiben, sondern es geht eigentlich eher darum, dass mit den 
Mehrnutzungen, die man ermöglichen will, auch noch zusätzlich Wohnraum geschaffen wird. Aber 
nicht anstelle des Gewerberaums, sondern quasi zusätzlich. Die Idee ist, dass am Schluss maximal 
30 % Wohnraum sind. Es ist eigentlich das, was an zusätzlicher Nutzung geschaffen wird.

Dann gibt es ein Konzept, dass man entlang der Binningerstrasse in den Parterres der Zentrumszone 
keine Wohnungen macht, sondern Nutzungen, die mehr oder weniger funktional und optisch auf den 
Strassenraum ausgerichtet sind. Also gewissermassen öffentliche Nutzungen im Sinn von Läden oder 
anderen Nutzungen, die sich gewissermassen an die Öffentlichkeit richten. Konkret hat man in diesem 
Bereich an der Binningerstrasse auch umgesetzt, dass die beiden Pförtnerhäuser der Ziegelei 
geschützt werden, wofür ja bereits auch mal der Antrag, ein Vorstoss an den Rat, überwiesen wurde. 
Dies soll nun in diesem Rahmen getan werden. Sie werden in die ganze Neugestaltung integriert. Es 
ist auch vorgesehen, dass im Gebiet, in welchem die Ziegeleihallen sind, ein QP geben wird, ein 
«Quartierplan Ziegelei Ost». In diesem Rahmen soll mindestens ein Teil dieser Hallen erhalten 
bleiben. Sie werden nicht in diesem Sinn unter Denkmalschutz gestellt, aber es ist eine Vorgabe für 
den Quartierplan, dass man sie in sinnvoller Form integriert.

Im Weiteren wird grundsätzlich die Dichte erhöht. Die Ausnutzungsziffer ist in den Mischgebieten die 
1,5 oder 1,6. Punktuell gibt es auch noch Hochhäuser. Es ist auch vorgesehen, dies ist nun eigentlich 
wieder nicht Gegenstand des Teilzonenplans, aber im Rahmen der Umgestaltung der 
Binningerstrasse sieht der Kanton vor, dass quasi eine Grüninsel entsteht, durch die der Verkehr 
geteilt wird und auf beiden Seiten dieser «Insel», auf der diese Pförtnerhäuser draufstehen, geführt 
werden soll. Wir haben dann noch weitere Elemente, wie eben die Tramverlängerung, die integriert 
werden. Es sollen mehr Fusswegverbindungen geben, und es werden Vorschriften für die einzelnen 
Quartierpläne aufgestellt.

Nun, jetzt, um vielleicht noch eine kleine Hilfestellung zu bieten, möchte ich kurz darauf eingehen, 
welche Unterlagen Sie erhalten haben und was der Sinn ist. Wir unterscheiden in diesem Geschäft: 
Es gibt Genehmigungsunterlagen und es gibt andere Unterlagen, die Sie einfach zur Kenntnis 
erhalten haben.
Die wesentlichen Genehmigungsunterlagen sind grundeigentümerverbindlich und die rechtliche 
Basis für die ganze Planung: Das ist einerseits der Teilzonenplan, der Ihnen als Plan vorliegt. Hinzu 
gehört das Teilzonenreglement. Dazu gibt es einen Planungsbericht, den müssen Sie nicht unbedingt 
lesen, und er wird auch nicht in diesem Sinn beschlossen, ist aber die Grundlage für die 
Genehmigung, die der Regierungsrat am Schluss aussprechen wird. Dann haben wir einen 
Mutationsplan von Baulinien und wir haben den Zonenplan der Naturgefahren, der einfach festhält, in 
welcher Zone welche Naturgefahren erwartet werden. Dies sind die eigentlichen 
Genehmigungsunterlagen, die hier Gegenstand der Beratung sind.
Die anderen Beilagen, die Sie vom Gemeinderat alle erhalten haben, sind: der Mitwirkungsbericht, 
der Masterplan Hochhauskonzept, der Hinweis Inventar Nachkriegsarchitektur, die Liste der 
Baumarten und der Vorprüfungsbericht des Kantons. Diese Beilagen sind einfach informationshalber, 
liefern Hintergrund für die planerischen Entscheide, die man gefasst hat.
Zusätzlich haben Sie dann die Beilagen der KBU, aufgesplittet in quasi zwei Päcklis, erhalten. Ich 
werde nachher noch erläutern, wie die Anträge zu verstehen sind. Nämlich: Es gibt einen 
Teilzonenplan Binningerstrasse «Teil A». Darin sind einfach die Änderungen, also der konsolidierte 
Plan für die Binningerstrasse mit den Änderungen der KBU. Und dazu das Teilzonenreglement 
Binningerstrasse «Version A». Das ist sozusagen das ganze Paket, welches das nächste Mal nach 
Antrag der KBU beschlossen werden soll. Dann haben Sie noch einen «Teil B» mit einem 
Teilzonenreglement, worin, glaube ich, nur zwei Bestimmungen sind, und dazu noch einen 
Änderungsplan, der eine bestimmte Parzelle betrifft, worauf einfach noch wiedergegeben ist, was 
zudem geändert würde, wenn man den «Teil B» auch beschliessen würde. Ich werde dann bei den 
Anträgen darauf zurückkommen.
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Die KBU hat relativ an diesem Geschäft gearbeitet. Wir haben es, wenn ich mich richtig erinnere, im 
letzten März erhalten. Wir hatten etliche Sitzungen. Wir haben auch Anhörungen durchgeführt. Eine 
Anhörung war mit dem Gewerbeverein KMU Allschwil Schönenbuch. Eine weitere war mit dem 
Baselbieter Heimatschutz zu den Gesetzen des Ortsbildschutzes. Am 17. Dezember haben wir dann 
die abschliessenden Anträge gefasst, und dieser Bericht liegt Ihnen jetzt vor.

Die Kommission stützt den Gemeinderat in grossen Zügen und steht hinter dem Teilzonenplan 
Binningerstrasse. Die Kommission begrüsst auch, dass die Aufenthaltsqualität erhöht werden soll, die 
Vernetzung mit Naherholungsgebieten, und sie sieht eine grosse Chance darin, dass man ein 
lebendiges Quartier mit Mischnutzungen entstehen lässt.

Ein grosses Thema war die Frage der Tramverlängerung, die strikt genommen eigentlich nicht Sache 
der Gemeinde ist, sondern ein rein kantonales Projekt. Man kann es aber nicht so ganz in der 
politischen Diskussion trennen. Weil daraus die Befürchtung entstand, dass am Schluss der ganze 
Teilzonenplan nur noch unter dem Aspekt des Trams diskutiert wird, und, wenn es allenfalls eine 
Abstimmung über den Teilzonenplan gibt, die Leute dann eigentlich meinen, es ginge in erster Linie 
ums Trämli, oder denken, dass man den Teilzonenplan ablehnen müsse, damit dann auch das Trämli 
nicht kommt, hat deshalb die KBU dann beschlossen, dass sie gewissermassen diese Elemente – und 
eigentlich ist es nur ein einziges Element des Teilzonenplans –, die sich tatsächlich auf das 
Tramprojekt beziehen, dass man über dieses Element eine separate Abstimmung ermöglichen könne, 
um die unverfälschte Willensbildung der Stimmberechtigten zu ermöglichen. In diesem Sinn ist eben 
der Antrag, dass die Tramwendeschlaufe Gartenhof, die gemäss Teilzonenplan eine spezielle Zone 
ist – also es ist nicht nur die Wendeschlaufe, sondern es ist auch die Bebauung, die man, wenn man 
es umwidmet und es nicht mehr eine Sportanlage ist, separat beschliesst. Ich werde dann auch noch 
etwas dazu sagen, wie es funktioniert und dass man das kann.

Des Weiteren wurde eingehend diskutiert, was die Bedürfnisse und was auch die Bedenken des 
Gewerbes sind, welches in diesem Perimeter tätig ist, und/oder Grundeigentum hat. Das war nicht 
ganz einfach, denn die Gewerbetreibenden haben auch teilweise sehr unterschiedliche Interessen, je 
nachdem, ob sie dort nur eingemietet sind oder ob sie tatsächlich eigene Liegenschaften haben. Auch 
bei den Eigentümern ist es etwas unterschiedlich, je nachdem, ob sie Absichten haben, dort etwas zu 
entwickeln, oder ob sie das Areal vollumfänglich weiterhin für eigene Produktion oder sonstige, 
gewerbliche Tätigkeit benötigen. In diesem Sinne einen Konsens darüber, was das Gewerbe will, das 
haben auch die Anhörungen ergeben, gibt es eigentlich nicht. Eine zentrale Befürchtung in diesem 
Zusammenhang war aber, dass es in einer solchen Mischzone Konflikte bezüglich Lärmentwicklung 
geben könnte. Diesem Anliegen versuchte die Kommission, Rechnung zu tragen. In diesem ganzen 
Perimeter soll die Lärmempfindlichkeitsstufe III gelten, also jene, auf der gewerbliche Immissionen halt 
auch toleriert werden müssen. Es gab im Entwurf des Gemeinderats eine Zone, die in der 
Lärmempfindlichkeitsstufe II gewesen wäre, also eine reine Wohnzone. Dazu beantragt die KBU, 
dass man es als gemischte Wohn- und Gewerbezone vorsieht, denn die Konsequenz ist dann 
effektiv, dass sie in der Lärmempfindlichkeitsstufe III liegt, und entsprechend auch die umliegenden 
Zonen davor geschützt werden, ihre Immissionen mehr oder weniger an eine Wohnzone, die 
angrenzend zu liegen kommt, anpassen zu müssen. Da ist einzig die Wohn- und Geschäftszone 
«Stockbrunnenrain», welche die KBU vorschlägt, anstelle der reinen «Wohnzone Stockbrunnenrain».

Ein zweiter Punkt, in den man versuchte, Gewerbeanliegen einzubringen, ist, dass man im Gebiet des 
«Quartierplans Ziegelei Ost» nicht nur vorsieht – da gibt es eine ganze Auflistung, welche Nutzungen, 
wo dann innerhalb des Quartierplans vorgesehen sein sollen –, und die KBU beantragt, dass in einer 
dieser Auflistungen dann nicht nur ein Gewerbeanteil definiert werden soll, sondern explizit ein Anteil 
Fläche für Ateliers und Handwerksbetriebe. Weshalb dies? Die Befürchtung ist vorwiegend, dass 
jene Arten Gewerbe, die keine hohe Wertschöpfung pro Arbeitsplatz und pro Fläche haben, verdrängt 
werden, weil sie einfach die Mietzinsen in einem weiterentwickelten und teurer werdenden, also 
sozusagen gentrifizierten Gebiet nicht tragen können. Ihnen nützt es nichts, wenn man einfach nur 
einen Gewerbeanteil ausscheidet, denn ein reiner Büro- oder Laborbetrieb, so, wie wir sie im 
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Bachgraben haben, die natürlich dann wieder kaufkräftige oder zahlungskräftige Nutzer sind, ist auch 
Gewerbe gemäss den Zonenvorschriften, und der Konflikt ist dann ja nicht rein nur zwischen 
Gewerbe- und Wohnnutzungen, sondern halt auch zwischen den unterschiedlichen Arten von 
Gewerbe. In diesem Sinn will man eben ein gewisses Angebot zwingend dort schaffen, an Flächen, 
die für Ateliers und Handwerksbetriebe geeignet sind, und wo dann eben keine anderen 
Gewerbebetriebe rein können. Man erwartet sich natürlich auch davon, dass die Investoren, die ja 
eine grosse Menge Flächen zu bewirtschaften haben, wenn es notwendig ist, halt auch gewisse 
Quersubventionierung vornehmen müssen, damit die Mieten für die Nutzungen, die dann in diesem 
Gebiet als einzige zulässig sind, tragbar sind.
Das sind so die Überlegungen, die man eingebracht hat, um Anliegen des Gewerbes 
entgegenzukommen. 

Es gab dann auch noch andere Diskussionspunkte. Es gibt gewisse Gewerbetreibende, die 
unglücklich darüber sind, dass ihre Grundstücke in eine Mischzone kommen, welche aber schon jetzt 
eine hohe Ausnutzung haben. Dies hat die Kommission ebenfalls diskutiert, kam aber letztlich zum 
Schluss, dass die Bestandesgarantie für die bestehenden Bauten ausreicht. Es ist eine kantonale 
Bestimmung, die findet sich jetzt nicht in den Zonenvorschriften, sondern im kantonalen 
Raumplanungs- und Baugesetz, welches vorsieht, dass rechtmässig bereits bestehende, erstellte 
Bestandsbauten gerade für Dienstleistungen, Industrie und Gewerbe, nicht nur erhalten werden 
dürfen, sondern sogar auch noch angemessen erweitert oder umgebaut und teilweise ihrem Zweck 
geändert werden, solange die Einwirkungen auf die Nachbarschaft gleich bleiben oder reduziert 
werden. Es ist eigentlich eine relativ weitgehende Ausnahmebestimmung im Sinn vom 
Bestandsschutz. Die Kommission ist daher überzeugt, dass dies die Anliegen der betreffenden 
Gewerbetreibenden und Grundeigentümer genügend abdeckt, und hat sich dagegen ausgesprochen, 
dass man eine Rückkehr zur reinen Gewerbezone G20 vorsieht.

Nun komme ich zu den einzelnen Änderungsanträgen der Zonenvorschriften, die wir noch 
einbrachten. Das ist eine erhöhte Anrechnung von Fassadenbegrünungen an der Grünflächenziffer. 
Auch dies ist in erster Linie ein Anliegen oder Bedenken, die von den Grundeigentümern der Parzellen 
primär nördlich der Binningerstrasse berücksichtigt werden sollen, welche bereits sehr stark 
ausgenutzt sind. Bei den geltenden Zonenvorschriften gibt es eine Grünflächenziffer von 10 %, und 
die Hälfte kann über eine Dachbegrünung erreicht werden. Dann werden auch noch unbefestigte 
Parkierungsflächen und Lagerplätze zu 50 % angerechnet. Und neu gibt es eine Grünflächenziffer, 
nein, nicht eine Grünflächenziffer, sondern eine Grünziffer, die 15 % beträgt. Das ist natürlich schon 
mehr. Die versiegelten Flächen und Abstellflächen sind gar nicht anrechenbar. Dort kann man aber 
7,5 % dieser Grünziffer über Fassadenbegrünungen erreichen. Die Fassadenbegrünungen sind auch 
im Klimakonzept der Planung. Sie sollen auch helfen, dass solche Hitzeinseln, die es teilweise eben 
gerade in diesem Gebiet gibt, abgemildert werden.

Es ist aber festzustellen, dass diese Grünziffer einfach teilweise schwierig zu erreichen ist, wenn 
etwas bereits sehr stark überbaut ist. Es gibt einzelne Parzellen, die heute praktisch maximal 
ausgereizt sind und nur sehr wenige freie Flächen aufweisen. Wenn man nun einen Teil abbrechen 
und wieder etwas Neues bauen wollte, könnte sich die Frage des Bestandsschutzes stellen, aber 
auch die Frage, wie man diese Grünziffer erreichen kann. Die Kommission schlägt vor, dass die 
Fassadenbegrünungen nicht nur zu 20 % der Fassadenfläche als Grünziffer angerechnet werden, 
sondern zu 35 %, was dann doch ein gutes Stück mehr ist. Man erhofft sich, eine erleichterte 
Grünziffer zu erreichen, ohne dass man allzu grosse Abstriche bei der siedlungsklimatischen 
Zielsetzung macht.

Ferner habe ich bereits die Wohn- und Geschäftszone Stockbrunnenrain / Ziegelei erwähnt. Wie 
gesagt geht es da in erster Linie um die Auswirkungen der Lärmempfindlichkeitsstufe. Man wird dann 
im Plan sehen, dass die Begrenzung dieser Zone ein wenig anders verläuft als im ursprünglichen 
Entwurf. Das wurde entsprechend auch von der Verwaltung so vorgeschlagen und geprüft, dass es 
dann mit dieser Ausnutzungsziffer funktioniert, die dort vorgesehen ist. Es ist auch darauf 
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hinzuweisen: Es ist nicht nur der potenzielle Nutzungskonflikt mit den anliegenden Gewerbezonen, 
sondern es ist in diesem Bereich irgendwann einmal, möglicherweise die Spange Oberwilerstrasse 
vorgesehen oder das Trassee gesichert. Dies wäre eine Abkürzung von der Oberwilerstrasse zur 
Binningerstrasse als Umfahrung des Dorfkerns Allschwil und würde natürlich auch erschwert, wenn 
dann dort gleich angrenzend eine Wohnzone wäre. In diesem Sinn scheint es uns sinnvoll, dass man 
dort eine Wohn- und Geschäftszone macht. 

Ein weiterer Antrag betrifft den Ortsbildschutz. Es gibt bereits einzelne Elemente des Ortsbildschutzes 
in der Vorlage. Unter anderen eben die zwei Pförtnerhäuser. Was auch in ISOS, also dem 
Bundesinventar über die schützenswerten Ortsbilder der Schweiz, enthalten ist, ist die Häuserzeile, 
die, wenn man von Basel her auf der rechten Seite der Binningerstrasse kommt, vor der Einfahrt zum 
Paradies liegt. Diese Häuserzeile ist gewissermassen ortsbildprägend, muss aber in der einzelnen 
Ausgestaltung als Objekt nicht erhalten werden. Im Teilzonenplan ist es so vorgesehen, dass dort die 
geschlossene Bauweise beibehalten wird, dass es also weiterhin eine Häuserzeile sein soll, aber die 
einzelnen Häuser können auch durch Neubauten ersetzt werden, die teilweise auch etwas höher sein 
könnten. Die Kommission hat es diskutiert und festgestellt, dass es grundsätzlich richtig ist, dass dort 
wenig erhaltenswerte Bausubstanz vorhanden ist. Dies gilt aber nicht für diese zwei Häuser. Es ist ein 
Doppelhaus an der Binningerstrasse 167 und 169. Dieses Doppelhaus ist jenes, in welchem die 
Rossmetzgerei Bürgi drin ist. Ein sehr charakteristisches Gebäude mit einer gewissen auch baulichen 
Qualität aus der Zeit, als es entstanden ist, und ortsbildprägend ist es auch so entsprechend durch 
ISOS abgestützt. Der Antrag der Kommission ist, dass dort eine entsprechende, kleine 
Ortsbildschutzzone geschaffen wird.

Bereits erwähnt habe ich, wenn ich nun im KBU-Bericht weitergehe, die Zone mit Quartierplanpflicht 
Ziegelei Ost, das ist ein grosses Gebiet. Wir haben da die Mindestnutzung, welche dann im Rahmen 
des Quartierplans für Ateliers und Handwerksbetriebe vorgesehen werden soll. An dieser Stelle 
möchte ich darauf nicht weiter eingehen, denn dies habe ich bereits zuvor ausgeführt.

Nun komme ich jetzt gewissermassen zum Pièce de Résistance, nämlich im Verhältnis zum 
kantonalen Projekt der Neugestaltung der Binningerstrasse, der Verlängerung der Tramlinie 8. Ich 
muss vorausschicken: Die Kommission hat nicht darüber diskutiert oder einen Antrag gestellt, ob man 
jetzt die Verlängerung und Neugestaltung gut findet, sondern sie hat sich einfach damit befasst, was 
es im Zusammenhang mit dem Teilzonenplan bedeutet, und was es hinsichtlich der Anträge, und der 
politischen Diskussion, die man führt, bedeutet. Grundsätzlich ist es so, dass die Tramverlängerung 
quasi die Entwicklung und Umgestaltung, die man an der Binningerstrasse haben möchte, 
unterstützen soll, indem sie die Erschliessung mit dem öV verbessert. Man muss aber dazu sagen, 
dass aus planerischer Sicht die Tramverlängerung nicht zwingend ist. Sie verbessert die 
Erschliessung, es ist aber ein Gebiet, welches an sich bereits relativ gute öV-Erschliessung aufweist.

Nun einfach zum Verhältnis: Was ist Gegenstand der kantonalen Planung und was ist Gegenstand 
von dem, was wir hier beraten? Die Teilzonenvorschriften Binningerstrasse betreffen nicht den 
Strassenraum, dieser ist sozusagen ausgespart. Es ist eine Kantonsstrasse. Es ist an sich die 
Planungshoheit des Kantons. Bezüglich der Tramverlängerung ist es auch noch so, dass diese sich 
nach der Eisenbahngesetzgebung des Bundes richtet, Planung und Finanzierung aber grundsätzlich 
Sache des Kantons sind, allenfalls mit Beiträgen des Bundes aus dem Agglomerationsprogramm. Aus 
rechtlicher Sicht könnte man die Tramverlängerung beschliessen, also könnte der Kanton sie 
beschliessen, vollständig unabhängig von der Zonenplanung. Denn das, was der Landrat als sog. 
generelles Projekt beschliesst, hat vor dem Zonenplan Vorrang.
Die Tramverlängerung ist, wie erwähnt, keine zwingende Voraussetzung der Teilzonenvorschriften. 
Man kann diesen Zonenplan auch beschliessen, ohne dass das Tram kommt. Verbesserte öV-
Anbindung würde die Transformation fördern, ist aber nicht Voraussetzung.

Wenn nun aber die vollständigen Teilzonenvorschriften abgelehnt würden, also das ganze Paket, 
welches wir hier heute beraten, dann würde das Gebiet weiterhin in der Gewerbezone G15 und G20 
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liegen. Das sind jene Gewerbezonen, in denen grundsätzlich einfach 15 oder 20 Meter hoch gebaut 
werden kann, mit einer sehr hohen Ausnutzung und auf den jeweiligen Parzellen beinahe vollflächig. 
Wenn dies stattfinden würde, wäre es möglicherweise eine Entwicklung analog zum Bachgraben, und 
es wäre absehbar, dass dann eben erst recht der Verkehr zunimmt. Die Frage, wie man dann den 
Verkehr ohne Ausbau des öffentlichen Verkehrs bewältigt, würde sich dann erst recht stellen. 
Genauso, wie man jetzt diskutiert oder es auch Planungen für ein Tram Bachgraben gibt, weil man 
dort zu viel Verkehr hat. Es würde sich natürlich erst recht die Frage stellen, wenn die 
Binningerstrasse zu einem «Bachgraben II» werden würde, ob man dort nicht auch eine Tramlinie 
bauen müsste. Es ist nicht so, dass, wenn man den Teilzonenplan ablehnen würde, sozusagen die 
Frage der öV-Erschliessung vom Tisch wäre. Im Gegenteil.

Nun ist es so, dass der Landrat dieses Geschäft der Tramverlängerung zurückgestellt hat, und will, 
dass irgendwie aus Allschwil ein politisches Signal kommt. Man weiss, dass es umstritten ist. Man 
möchte jetzt eigentlich wissen, wie sich Allschwil dazu stellt. Die Kommission war sich einig, dass 
dieses Signal nicht aus der KBU und auch nicht aus dem Einwohnerrat kommen muss, sondern 
eigentlich aus der Stimmbevölkerung ausgehen muss. Man war sich auch einig, dass es nicht 
passieren darf, dass dann eine Abstimmung über den Teilzonenplan am Schluss eigentlich zur 
Abstimmung über das Trämli wird. Denn damit würde sehr viel Geschirr zerschlagen und es würde 
sehr viel Vorarbeit, die über Jahre geleistet worden ist und für die es auch viel Konsens gibt, 
bachabgeschickt. Das will man nicht, denn dann würde man vor einem Scherbenhaufen stehen und 
wüsste dann auch nicht wirklich, was die Gründe sind und wogegen sich eine solche Abstimmung 
gerichtet hätte. Dies wäre einigermassen fatal. Deshalb stellte die Kommission den Antrag, der Ihnen 
nun so als Beschlussantrag vorliegt, dass man das eine Element, wie ich bereits erwähnt habe, das, 
was die Tramschlaufe Gartenhof betrifft, in eine separate Beschlussziffer herausnimmt, und über 
diese Beschlussziffer dann eine Abstimmung durchführen würde. D. h., wenn es nun so beschlossen 
würde, wie es die KBU jetzt beantragt, gäbe es einerseits ein obligatorisches Referendum im Sinne 
des Behördenreferendums über die Frage der Zonierung der Tramschlaufe. Und über den Rest gäbe 
es dann allenfalls, wenn das Referendum ergriffen würde, ebenfalls eine Abstimmung, und das Ganze 
natürlich gleichzeitig.

Je nach Ausgang dieser einen Abstimmung betreffend Element Tramschlaufe, wäre am Schluss das 
Paket, welches zur Genehmigung an den Regierungsrat ginge, entweder der Teilzonenplan mit allem, 
was er beinhaltet, und auch der Tramschlaufe. Oder, im anderen Fall, wenn es abgelehnt würde, wäre 
einfach die Zone der Tramschlaufe aus dem Zonenplan ausgespart. Das bedeutet, es wird in diesem 
Moment nichts Neues darüber beschlossen. Es gilt bis auf Weiteres noch diese Zone, in der sich das 
Areal befindet, welches gleich hier nebenan ist. Dies ist eine öWA-Zone, also eine Zone für öffentliche 
Werke und Anlagen. Aber man könnte dann zu einem späteren Zeitpunkt und nicht erst nach weiteren 
ungefähr 15 Jahren, wenn es eine neue Revision der Zonenvorschriften gibt, schon zuvor allenfalls 
wieder schauen, was damit geschieht. Es ist dann wie nicht wieder festgeschrieben. Also, alle 
Zonenvorschriften, die wir machen, haben doch immer Bestand für ungefähr 15 Jahre, das ist ein 
Grundsatz der Zonenplanung. Aber es wäre dann wie ausgespart und man könnte zu einem späteren 
Zeitpunkt immer noch schauen, was man dort konkret machen will. Entweder hätte man das Paket mit 
allem drin, inkl. Tramschlaufe, oder man hätte das ganze Paket einfach mit der ausgesparten 
Tramschlaufe. 

Weil es etwas kompliziert ist, will ich noch geschwind erklären, wie die einzelnen Ziffern des Ihnen 
vorliegenden Beschlusses – es sind einfach fünf Ziffern des Antrags im Bericht der KBU – zu 
verstehen sind:

Ziffer 1 ist einfach der Grundsatzentscheid, dass man die Teilzonenvorschriften beschliesst.

Dann sind in Ziffer 2 die Genehmigungsunterlagen in der Kommissionsversion ohne die 
Zentrumszone Gartenhof drin.
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Ziffer 3 sind einfach die orientierenden Grundlagen, die in diesem Sinn nicht gross zu diskutieren 
sind.

In Ziffer 4 sind die ergänzenden, rechtlich verbindlichen Vorschriften für den Fall, dass das Volk 
dieser Zentrumszone mit Tramschlaufe zustimmen würde. Diese zusätzlichen Bestimmungen 
sind im Änderungsplan B, der einfach bestimmt, welches die Zentrumszone ist, und den 
dazugehörigen Bestimmungen des Teilzonenreglements, welches in diesem Fall eben noch zwei 
zusätzliche Artikel haben müsste.

Ziffer 5 des Beschlusses wäre dann das obligatorische Referendum betreffend Ziffer 4, also das 
zusätzliche «Trämlipaket», wenn man so will. Darin ist auch bestimmt, dass das Ganze natürlich 
dann nur zusammen mit der Ziffer 1 bis 3 in Kraft treten kann.

Es gibt nie eine separate Abstimmung, also eine Abstimmung schon, aber es gibt am Schluss nie 
einen Zonenplan, der nur eine einzelne Parzelle betrifft. So etwas kann es nicht geben, sondern es 
gibt immer ein Gesamtpaket, welches je nach Entscheid vom Volk dann so oder anders aussehen 
würde.

Nach Ansicht der KBU ist dieses Vorgehen, welches wir hier vorschlagen, auch rechtlich abgestützt. 
Es ist nämlich so, dass die Kantonsverfassung bestimmt, dass man in Vorlagen eben im Sinn von 
einzelnen Varianten oder Optionen gewissermassen einen Beschluss aufgliedern und einzelne 
Bestimmungen separat zur Abstimmung bringen kann. Das ist eigentlich das, was wir hier 
vorschlagen. Damit habe ich geschlossen. Danke schön.

Mehmet Can, Präsident:  Herr Franz Vogt, Sie haben jetzt das Wort.

Franz Vogt, Gemeindepräsident:  Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Einwohnerrätinnen und 
Einwohnerräte, liebe Zuhörer. Sie alle haben den Bericht gelesen. Ich bemühe mich um eine knappe 
Zusammenfassung und werde danach noch auf die Änderungsanträge der KBU eingehen. Der 
Teilzonenplan Binningerstrasse ist für Allschwil ein bedeutungsvolles Geschäft. Wir haben es 
vom Kommissionspräsidenten ausführlich gehört. Derzeit revidiert die Gemeinde Allschwil ihren 
Zonenplan. Das heutige, rechtskräftige Zonenreglement stammt aus dem Jahre 2008. 
Anpassungsbedarf ist also gegeben. Ein solches Reglement Siedlung befindet sich aktuell bei der 
KBU in der Beratung und wird Ihnen bald vorgelegt.

Das Gebiet Binningerstrasse wurde aus der Zonenplanung herausgelöst, um eine differenzierte, 
raumplanerische Lösung zu ermöglichen. Der Teilzonenplan baut auf dem räumlichen 
Entwicklungskonzept, also dem REK, und dem Masterplan Binningerstrasse auf. Im Gegensatz zu 
diesen beiden behördenverbindlichen Instrumenten sind Zonenplan und Teilzonenplan 
parzellenscharf und grundeigentümerverbindlich. Ziele dieser Zonenplanung sind: Das Gebiet ist der 
dritte historische Kern unserer Gemeinde und daher relevant für das Ortsbild. Es soll dort ein 
attraktives Mischgebiet geschaffen werden mit dem Schwerpunkt Arbeiten und Wohnen. Bereits heute 
ist das Gebiet ein Versorgungszentrum mit Ausstrahlung auch in die Region. Dies soll erhalten bleiben 
und gestärkt werden. Es ergibt dann auch «Wohnen mit kurzen Wegen».

Zum Verkehr: Die Bedingungen für Fuss- und Veloverkehr sollen verbessert werden. 
Grundvoraussetzungen sind einfach ideal, da sich alles im Flachen befindet und die Wege zu den 
Versorgungszentren und den öV-Haltestellen kurz, bequem und eben auch mit dem Velo erreichbar 
sind. Wichtig ist auch, die öV-Qualität zu verbessern. Idealerweise mit dem Tram. Die Verkehrsqualität 
für die Autofahrer soll aber nicht eingeschränkt werden. Das Auto bleibt wichtig. Da die begrenzenden 
Orte schon heute Knoten Neuweilerplatz und Baslerstrasse/Binningerstrasse sind, erträgt das Gebiet 
keinen grösseren Mehrverkehr. Deshalb soll vor allem auch in den zukünftigen Quartierplänen, über 
welche Sie dann natürlich hier befinden werden, Wert auf autoarmes Wohnen gelegt werden.
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Zu Arbeit und Gewerbe. Das Gewerbe bleibt wichtig. Heute arbeiten über 2000 Leute im Gebiet. Wir 
rechnen mit einem zusätzlichen Potenzial von 900 Arbeitsplätzen. Dem Gemeinderat ist das Gewerbe 
wichtig. Deshalb gibt es in den Zentrumszonen eine Auflage, dass mindestens 70 % der 
Geschossflächen Gewerbefläche sein müssen. Auch im QP Ziegelei Ost sollen mindestens 30 % 
Gewerbeflächen entstehen. Die Sockelgeschosse sollen weitgehend dem Gewerbe vorbehalten 
bleiben, vorwiegend jene, die zur Hauptverkehrsachse ausgerichtet sind. Die Lärmbelastungsstufe soll 
mit der LS III unverändert bleiben, unverändert zu heute. Auch die Anlieferungen sollen gebündelt 
werden. Zulieferungen für das Gewerbe bleiben garantiert.

Des Weiteren soll die Durchbegrünung gefördert werden, nicht nur zur Klimaverbesserung und zur 
Bekämpfung von Hitzeinseln. Es soll dadurch auch die Aufenthaltsqualität entscheidend verbessert 
werden. Zu letzterer tragen auch die an die Strassenparzellen angrenzenden Vorplätze und 
Grünräume bei, und natürlich der Lettenplatz, der zu einem zentralen Begegnungsort werden soll. In 
diesem Zusammenhang ist auch der zentrale Grünraum in der zukünftigen Binningerstrasse, der ja 
aber zum Verkehrsprojekt gehört.
Zur besseren Aufenthaltsqualität und stärkeren Durchgrünung soll auch die vertikale Verdichtung 
entscheidend beitragen. Unmittelbare Fussabdrücke der Gebäude werden kleiner und es entstehen 
mehr Freiräume am Boden, wie der Ziegeleipark. Dies betrifft insbesondere QP-Areale, die, wie 
erwähnt, dann ja einzeln von Ihnen hier genehmigt werden müssen.

Mit den einzelnen Zonen soll der betreffende Raum differenziert gelesen werden können. So 
unterscheidet man Zonengruppen: Wohn- und Geschäftszonen und Zentrumszonen, in welchen eine 
Mischnutzung von Arbeiten und Wohnen vorgesehen ist, Gewerbezonen, in denen nur gearbeitet 
werden soll, und die Wohnzone Stockbrunnenrain, die jetzt im Vorschlag des Gemeinderats dem 
Wohnen vorbehalten bleiben soll. Darauf komme ich dann beim Antrag der KBU zurück.

Die Ausnützungsziffer (AZ), über die man auch oft diskutiert, differiert je nach Wohnanteil von 1,2 in 
den, wie erwähnt, vorgesehenen Wohnzonen, bis 2,5 in den reinen Gewerbezonen. In den 
Zentrumszonen sind, wie zuvor erwähnt, zum Schutz des Gewerbes ein Mindestanteil gewährt, 70 % 
vorgesehen. Hinzu kommen noch die Zonen mit Quartierplanpflicht, welche im Rahmen von 
Quartierplanverfahren dem Einwohnerrat einzeln vorgelegt werden, was ich schon erwähnte.

Das ist ein kurzer Überblick. Ich bin dann auf die Ratsdebatte gespannt. Ich würde aber auch gerne 
noch kurz zu den Anträgen der KBU Stellung nehmen:

Die Fassadenbegrünung, für die man einen höheren Anteil vorschlägt, ist für den Gemeinderat so 
okay. Diesen Vorschlag können wir auch unterstützen.
Die Wohn- und Geschäftszone Stockbrunnenrain soll statt Wohnzone eben eine Wohn- und 
Geschäftszone mit Lärmschutzzone III werden. Auch damit können Gemeinderat und Verwaltung 
leben.
Von der Ortsbildschutzzone Binningerstrasse 167 und 169 raten wir eher ab. Wenn Sie aber 
dennoch diese zwei Gebäude, resp. ist es eines mit zwei Haushälften, unter Schutz stellen 
wollen, empfehlen wir Ihnen, sie lieber als Einzelobjekte unter Schutz zu stellen und nicht als 
Schutzzone, da diese Gebäude auch nicht im Amtsblatt vermerkt sind.
Ja, dem im Quartierplan Ziegelei Ost festgelegten Anteil von Ateliers und Handwerk kann der 
Gemeinderat ebenfalls so weit zustimmen.
Kommen wir noch zur Tramwendeschlaufe, resp. zur Zentrumszone Gartenhof, die der 
Kommissionspräsident als Pièce de Résistance bezeichnete. Ja, der Gemeinderat würde lieber 
auf die vorgeschlagene Umfrage setzen. Wir würden dazu vorschlagen, dass man eine weisse 
Zone ausscheiden würde, wie es Matthias Häuptli erläuterte. Dann würde diese Parzelle A 788 
nicht umgezont. Wir würden aber vorschlagen, den Art. 32 im Reglement ersatzlos zu streichen. 
Ebenso die Bestimmungen zur Zentrumszone Gartenhof im Art. 25. Wir würden eher 
vorschlagen, dieses sozusagen Problem mit der Umfrage zu lösen.
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Des Weiteren gibt es noch einen Punkt, auf den ich hinweisen will. – Darf ich Sie vielleicht noch bitten, 
es aufzulegen? – Es ist einfach nur, dass es schon einmal erwähnt ist und Sie es in die 2. Lesung 
mitnehmen können. Das Bild zeigt die zwei Pförtnerhäuser, die in den Grünraum und mittig in die 
Strasse zu liegen kämen. Der Lagerschuppen des kleineren Pförtnerhauses ist nach unserer Ansicht 
nicht schutzwürdig. Vermutlich ist es auch ein Fehler, dass das ganze Gebäude schraffiert ist. Aus 
unserer Sicht wäre nur der Teil, den ich grün umrandet habe, schutzwürdig. Dies müsste man dann in 
der 2. Lesung beschliessen, wenn der Einwohnerrat damit einverstanden ist.

Dies wären meine Ausführungen gewesen. Vielen Dank fürs Zuhören.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Vielen Dank. Wir kommen zur allgemeinen Beratung. Gibt es 
Meldungen? Christian Jucker, bitte!

Christian Jucker, EVP/GLP/Grüne-Fraktion:  Sehr geehrter Präsident, sehr geehrter Rat, sehr 
geehrte Anwesende. Ich möchte einfach generell schnell die Stellung unserer Fraktion bringen. Es hat 
mich nun gewundert, weshalb nicht alle aufstrecken, weil es eigentlich ein wichtiges Kapitel für 
Allschwil ist. Grundsätzlich anerkennen wir die sorgfältige und breit abgestützte Arbeit, welche die 
KBU erbracht hat. Seit ich im Rat bin, kann ich mich, glaube ich, nicht erinnern, dass eine Vorlage so 
seriös und so detailliert ausgearbeitet wurde. Wir unterstützen das Vorgehen der KBU vollumfänglich. 
Alle Anträge und alle Optionen. Wir sehen diese Vorlage als eine von grosser Bedeutung für Allschwil. 
Wir prägen unser Dorf die nächsten zwanzig Jahre. Wie wir entscheiden, ist also essenziell. Lasst uns 
dafür Zeit nehmen, lasst es uns auch noch mehrfach diskutieren, wenn es notwendig ist, und 
hoffentlich finden wir eine Lösung, hinter welcher wir alle stehen können. Wir haben es damit in der 
Hand, die langfristigen Auswirkungen auf Wohnen, Arbeiten und die Aufenthaltsqualität in der 
Binningerstrasse auszurichten und entsprechend positiv zu beeinflussen.

Was uns bedeutungsvoll ist, und ich glaube, das kommt im KBU-Bericht auch gut daher, ist, dass man 
dem Gewerbe keine Stöcke zwischen die Beine wirft. Wir möchten es weiterhin entsprechend fördern 
und Bedenken der Gewerbetreibenden weiter aufnehmen und in die Planung einbringen. Nach 
unserer Meinung hat die KBU auch die wichtigen Schritte unternommen und weiterhin mit KMU 
Allschwil Schönenbuch und betroffenen Gewerblern gesprochen, und die Anliegen auch 
hereingetragen und in die Berichterstattung eingebracht.

Zentrale Bedenken zu Lärm-, Nutzungskonflikten und Verdrängung wurden ernst genommen und sind 
nach unserer Meinung jetzt besser berücksichtigt, als sie im ursprünglichen Bericht waren. Speziell 
auch die Änderung der Lärmempfindlichkeitsstufe betrachten wir als einen wichtigen Punkt.

Die Planung und Weiterentwicklung der Tramlinie 8, die ja wie bereits besprochen, nicht direkt Teil der 
Vorlage ist, sehen wir aber trotzdem als einen sehr wichtigen Teil für die Entwicklung des Quartiers. 
Wir denken, die gesunde Entwicklung benötigt mehr öffentlichen Verkehr, benötigt mehr 
Langsamverkehr und benötigt Arbeiten einfach zur Unterstützung der Fussgänger. Damit ist die 
Tramlinie 8 ein essenzieller Bestandteil, aber, da wir auch die Arbeit der KBU unterstützen, sehen wir 
die Auftrennung einer Abstimmung als sinnvoll. Damit können wir den Zonenplan bestimmen, wir 
können ihn weiterbringen und separat über die Tramsache abstimmen, und im Speziellen auch der 
geforderten Meinungsbildung Weg geben und dem Kanton zeigen, ob Allschwil ein solches Tram in 
dieser Form möchte oder nicht. Wir sind aber weiterhin, das haben wir bereits bei der Einführung 
dieser Sitzung erwähnt, offen, auch eine Befragung durchzuführen. Wir möchten dies einfach als 
Follow-up zu dieser Diskussion noch einmal separat diskutieren und schauen, was Sinn ergibt.

Was wir als kritisch sehen, ist, jetzt ein Projekt der Tramlinie, so, wie es jetzt bereits seit ungefähr zwei 
Jahren diskutiert wird, gegen einen bis jetzt weder genau definierten noch klar aufgezeichneten 
Ringschluss eines Trämlis zu vergleichen und dann in einer Art Abstimmung oder Umfrage zu fragen: 
Wollt ihr die Tram-8-Version, über die wir jetzt seit zwei Jahren diskutieren, oder etwas ganz anderes, 
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wovon ihr nicht wisst, was es ist? Deshalb möchten wir dies entsprechend noch im Detail anschauen, 
wie man es gut gestalten kann. Danke schön.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Noëmi Feitsma!

Noëmi Feitsma, SP-Fraktion:  Geschätzte Anwesende. Auch ich möchte mich von Herzen bei 
Matthias Häuptli und Franz Vogt für ihre Ausführungen bedanken. Ich finde, es ist doch ein sehr 
komplexes Geschäft, und sie haben die richtigen Worte gefunden, um das Ganze äusserst 
verständlich und schlüssig darzustellen. Auch wir von der SP-Fraktion werden der KBU in allen 
Punkten folgen. Unabhängig von der Tramverlängerung ist es unserer Meinung nach immens wichtig, 
dass der Letten eine Aufwertung erhält. Denn geografisch und sogar auch noch ein wenig historisch 
gesehen, ist es ja eher das Herz von Allschwil beim Letten und beim Gartenhof, also das Zentrum, als 
z. B. das Dorf. Deshalb halten wir es für wichtig, dass dort etwas geschieht. Wir sind auch der 
Meinung, dass gute Dinge vorgesehen sind.

Wir wollen uns zum jetzigen Zeitpunkt nicht für oder gegen eine Tramverlängerung aussprechen, 
sondern wirklich einfach für den Teilzonenplan Binningerstrasse. Gleichzeitig verstehen wir aber auch 
die Tatsache, dass der Kanton die Tramverlängerung einfach umsetzen kann, ohne uns Allschwiler zu 
fragen, bei vielen Personen ein gewisses Ohnmachtsgefühl auslöst, was einfach nicht schön ist. 
Genau deswegen sind auch wir der Meinung, dass die Tramfrage unbedingt vom Teilzonenplan 
entkoppelt werden muss. Der Antrag der KBU macht dies möglich. Deshalb werden wir diesem 
mehrheitlich folgen.

Übrigens verstehe ich, das ist nun meine ganz persönliche Meinung, weshalb die Motionäre dieser 
Konsultativabstimmung sie nicht vollständig zurückziehen. Denn ich bin überzeugt, dass dieser Antrag 
der KBU vollkommen ausreichend ist. Und wenn man zudem noch eine unverbindliche Umfrage 
zusätzlich durchführen würde, frage ich mich schon, wie wertvoll uns unser Geld ist. Denn das kostet 
dann auch wieder. Danke für eure Aufmerksamkeit. 

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Henry Vogt!

Henry Vogt, SVP-Fraktion:  Herr Präsident, geschätzte Anwesende. Gerade mal so viel zu sagen: 
Dass die SP natürlich das Volk nicht einbinden will, ist schon öfter vorgekommen. Das wäre doch in 
erster Linie mal das Wichtigste, dass das Volk überhaupt darüber abstimmt. Das Zweite, was ich 
ansprechen will, ist der Lagerschuppen. Ich will es ein wenig infrage stellen, ob man diesen Platz nicht 
für das Tram benötigt, und man deshalb diesen Lagerschuppen weg haben will. Wie auch immer. Wir 
von der SVP-Fraktion werden uns nicht gross dazu äussern, denn wir beabsichtigen, uns diese 
Punkte noch einmal durch den Kopf gehen zu lassen, und wollen das Ganze zuerst noch einmal 
studieren. Denn, es waren so viele Unterlagen, so viele Dinge zum Lesen, zum Anschauen, dass wir 
uns jetzt bestimmt keine Richtung geben werden, wohin wir uns bewegen.

Nun, in eigener Sache als Einwohnerrat: Ich will doch vorab klären, dass ich nichts dagegen habe, 
dass ein Zonenplan oder Teilzonenplan entsteht. Man muss sich es aber doch mal richtig überlegen, 
was man hier macht. Ich möchte eigentlich einen Punkt aus dem Ganzen herausnehmen, denn es 
wurde so viel gesagt. Man spricht davon, dass man im Sockelgeschoss Gewerbe haben will, Seite 
Tram. D. h., man will doch dort neben dem Tram links und rechts Lädelis haben, damit man schön 
flanieren kann. Hejoh, der Fussweg muss da ja Platz haben und es muss gefördert werden, und dass 
es da Lädelis gibt usw., das ist doch der grosse Plan. So habe ich es auf jeden Fall verstanden. Aber 
es gibt keine Gemeinde in diesem Kanton, keine Gemeinde, in der das funktioniert. In keiner 
Gemeinde, in der Stadt funktioniert es nicht, in den Gemeinden funktioniert es nirgends. Wenn man 
die Binningerstrasse betrachtet, geht das nicht, man kann nach Sissach gehen, es funktioniert nicht. 
Weshalb will man hier nun gezwungenermassen alle diese Sockelgeschosse mit Läden befüllen, in 
die keiner einkaufen kommt? Da muss ich mich schon fragen: Was ist für mich der grösste Punkt in 
diesem Bereich?
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In der Grünzone ist man sich auch nicht wirklich einig, Konsens im Gewerbe gibt es ja nicht. Und man 
hat die Befürchtung, dass das Tram … – wenn es die Abstimmung gibt, dass es mit dem Tram in 
Verbindung gesetzt wird und dementsprechend das Ganze bachabgeht. Man hat nun mal einen 
Fehler gemacht, dass man die Tramverlängerung nicht von diesem Teilzonenplan abgesetzt und vom 
Ganzen abgekoppelt hat, damit man sie getrennt behandeln kann, damit man sie schlussendlich 
getrennt behandeln kann. Was ich am Ganzen auch eben nicht verstehe: Wir hier im Einwohnerrat 
sprechen von einer Tramverlängerung. D. h. Schienen mit Tram und Endstation. Und die KBU spricht 
nur von der Tramschlaufe. Die KBU spricht rein von der Tramschlaufe und nicht vom Tram. Das ist 
auch eine ganz differenzierte Aussage, die wir genauer betrachten müssen. Denn wir bauen bestimmt 
keine Schienen bis an den Gartenhof und dann machen wir keine Schlaufe hintendran. Das muss 
man differenzieren, und entweder wir sprechen jetzt vom Tram und der Tramverlängerung oder, wie 
die KBU, wir sprechen von der Tramschlaufe hinter dem Gartenhof, ob man es machen will oder 
schlussendlich nicht. So weit. Eben, von der SVP werdet ihr sicher im Februar mehr hören. 
Dementsprechend: Danke schön.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Stephan Wolf!

Stephan Wolf, Die Mitte-Fraktion:  Danke schön vielmals. Sehr geehrter Präsident, sehr geehrte 
Ratsmitglieder. Es wurde ja sehr viel gesagt. Die Mitte-Fraktion möchte in erster Linie den grossen 
Dank für die geleistete Arbeit aussprechen. Wir erkennen an, es ist nicht etwas, was so schnell 
nebenbei gemacht wurde, sondern es benötigte sehr viel Arbeit. Inhaltlich werden wir, Stand jetzt, den 
Anträgen der KBU zustimmen können. Unter dem Vorbehalt natürlich, dass die 1. und  die 2. Lesung 
noch durchgeführt werden muss. Für uns ist es auch sehr wichtig, dass die Tramverlängerung oder 
zumindest die Tramschlaufe abgekoppelt wurde, damit man über den Zonenplan unabhängig vom 
Trämli befinden kann. Was die Konsultativabstimmung betrifft: Das ist für uns nicht reine 
Geldverschwendung. Wir haben doch gehört, ob die Tramverlängerung kommt oder nicht, entscheidet 
letztlich der Kanton. Ich empfinde es als angebracht, dass der Kanton zuvor weiss, wie die 
Stimmungslage in der Gemeinde Allschwil ist, die es natürlich direkt betrifft. Also noch einmal meinen 
besten Dank für die Arbeit, die geleistet wurde, sowohl seitens Gemeinderats und 
Gemeindeverwaltung, als auch seitens der zuständigen Kommission. Besten Dank.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Lucca Schulz!

Lucca Schulz, SP-Fraktion:  Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Anwesende. Ich muss nun 
einfach kurz klarstellen: Henry Vogt, ich habe natürlich volles Verständnis dafür, dass, wenn die 
Sitzung eineinhalb Stunden dauert, man vielleicht nicht mehr alles weiss, was gesagt wurde. Aber 
wenn die Vorrednerin von dir, die SP-Haltung noch einmal klar äussert, dass ein grosser Teil oder ein 
Teil der Fraktion erstens mal für den KBU-Vorschlag ist, und zweitens auch schon mehrmals von 
Noëmi und von mir gesagt wurde, dass wir auch für eine Umfrage wären – nun ist nur noch die Frage, 
in welchem Ausmass diese Umfrage stattfindet – und du es dann schaffst, in der nächsten 
Wortmeldung zu sagen, dass wir nicht wollten, dass das Volk daran beteiligt ist, ist das sehr schwach. 
Und, es tut mir leid, dann muss man halt kurz vor seinem vorbereiteten Skript abweichen, vielleicht 
diesen Satz streichen und es ein wenig anpassen. Also, noch einmal: Die Haltung der SP-Fraktion ist 
klar: Konsultativabstimmung wollen wir nicht, wir wollen aber eine Umfrage. Ob es diese Umfrage ist, 
die ihr vorschlagt, oder die Umfrage vom Gemeinderat, ist noch offen. Zweitens kann sich ein grosser 
Teil der Fraktion auch vorstellen, das Referendum der KBU zu unterstützen. Damit das einfach noch 
einmal klar ist. Vielleicht, ja, kannst du ja noch einmal sagen, dass wir es nicht wollten, aber dann 
kann man im Protokoll nachlesen, was die Haltung ist. Danke schön.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Nico Jonasch!

Nico Jonasch, FDP-Fraktion:  Geschätzter Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen. Auch wir von 
der FDP-Fraktion möchten vorerst einmal Dankeschön sagen, für das, was gearbeitet wurde. Es ist 
ein grosser Aufwand, es gingen viele Stunden drauf. Das schätzen wir in besonderem Masse. Ich 
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kann nicht viel mehr anfügen, als das, was meine Vorredner bereits alles erwähnten. Ich möchte es 
auch nicht unnötig in die Länge ziehen. Stand heute werden auch wir den Anträgen der KBU folgen, 
lassen aber noch die zwei Lesungen durchgehen. Was ich an dieser Stelle aber noch erwähnen will, 
ist: Für mich hat Allschwil, oder, man sagt es nicht umsonst, es ist der Dorfkern. Und für mich bedeutet 
Kern auch eine Kernzone. Die Binningerstrasse ist keine Kernzone. Deshalb möchte ich schon noch 
einmal an dieser Stelle festhalten: Das Dorf bleibt der Kern, das kann niemand und keine andere Zone 
in dieser Gemeinde überbieten. Danke schön.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Ueli Keller!

Ueli Keller, parteilos:  Geschätzte Anwesende. Ich wiederhole es gerne und sage es ein zweites Mal: 
Ich finde dieses Geschäft hervorragend gut vorbereitet. Der einzige Haken, den es für mich gibt, ist: 
Ich stelle mir die Frage: Muss denn immer noch mehr gebaut werden? Aber das Geschäft ist 
grundsätzlich einwandfrei vorbereitet. Gefreut hat mich auch, dies erwähne ich gleichsam ein zweites 
Mal, der Vorschlag für diese Bevölkerungsbefragung. Der Vorschlag stimmt aus meiner Sicht mit dem, 
was der Gemeinderat am 5. November als Leitfaden für die Partizipation vorgestellt hat, überein. Das 
geht in diese Richtung. Es ist in dem Sinn aus meiner Erfahrung, aus meinem Erfahrungshorizont der 
Allschwiler Politik, ein Paradigmenwechsel. Das hat es noch nie gegeben, dass die Gemeinde proaktiv 
eine Befragung durchgeführt hat. Subaktiv schon, wenn der Mist geführt war, aber proaktiv eine 
Befragung gemacht, hat die Gemeinde noch nie. Das ist auch kantonal ein riesiger 
Entwicklungsschritt. Ich bin mit dem Tram 8 schon lange im Kanton, mit der Kantonsverantwortlichen 
der Verwaltung im Gespräch. Vor einiger Zeit, das sind inzwischen schon Jahre, hat man mir noch 
gesagt, die Idee, die Bevölkerung zu befragen, sei schon gut, aber es habe keinen Wert, weil sie nicht 
draus kämen. Jetzt ist es wirklich ein ganz anderer Ansatz, woran ich Freude habe und worauf ich 
stolz bin: dass ich in Allschwil wohne.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Gibt es weitere Wortmeldungen? Matthias Häuptli!

Matthias Häuptli, KBU-Präsident:  Herr Präsident, geschätzte Anwesende. Ich möchte gerne auf ein 
paar Punkte eingehen, die geäussert wurden. Vorweg einmal jene, die einfacher zu beantworten sind. 
Bezüglich des Lagerschuppens, der aus dem Ortsbildschutz als Schutzobjekt gestrichen werden soll, 
weil der Platz für das Trämli benötigt würde. Das ist nicht der Fall. Der Lagerschuppen käme eigentlich 
auf die Grüninsel, gemäss dem Konzept des Kantons. Diese Grüninsel muss man sich so ähnlich 
vorstellen wie am Aeschengraben zwischen Bahnhof und Aeschenplatz. Es hat ungefähr dieselbe 
Breite. Es sieht auf dem Plan auf den ersten Blick zwar schmal und mickrig aus, aber in der Realität ist 
es nicht wenig. Die 15 Meter Breite, die es hat, gelten eigentlich als Grünzone, doch so weitestgehend 
ein wenig eine Oase im Verkehr. Wenn man es in Basel anschaut, wie es funktioniert, stellt man fest: 
Es funktioniert tatsächlich. Also, es wird auch genutzt. Ich ging mal an einem relativ verhangenen Tag 
dort lang und habe die Leute gezählt, die auf den Bänkchen sitzen. Also, mehr als jedes zweite 
Bänkchen war besetzt, obwohl die Sonne nicht schien. Es ist ein Angebot, welches angenommen 
wird. Natürlich wird man dann prüfen müssen, ob es so funktioniert. Aber jedenfalls wären diese 
Pförtnerhäuschen auf dieser «Grüninsel», und der Verkehr, weil die Binningerstrasse an dieser Stelle 
nicht breit genug ist, würde links und rechts geführt. Soviel dazu.

Es wurden Bedenken geäussert, dass Läden im Erdgeschoss nicht funktionieren. Ich glaube, es geht 
nicht nur um Läden, sondern die Bestimmung ist einfach, dass man nicht Wohnnutzungen haben will, 
die zur Binningerstrasse orientiert sind, sondern grundsätzlich gewerbliche Nutzungen sein sollen, 
vorzugsweise eben Läden in einem breiten Sinn. Ich denke, auch ein Verkaufsgeschäft eines 
Garagenbetriebs, wie es dort jetzt auch bereits eines gibt, ist in diesem Sinn eine solche Nutzung, die 
an der Binningerstrasse sein kann.

Zum Punkt Tramschlaufe ist es einfach so: Bei dieser Vorlage ist nicht über das Trämli abzustimmen – 
grundsätzlich. Die Vorlage ist sozusagen nur alles, was neben dem kantonalen Projekt ist. Es ist nicht 
unsere Kompetenz, über das Trämli abzustimmen. Es gibt in diesem Teilzonenplan nur ein einziges 
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Element, welches mehr oder weniger etwas mit dem Trämli zu tun hat, und das ist die Zentrumszone 
Gartenhof, die in den Zonenvorschriften drinsteht, wie sie überbaut werden kann, und dass dort der 
Ort ist für eine Tramschlaufe. Nun ist es so: Rein rechtlich kann eine Tramschlaufe dort gebaut 
werden, unabhängig davon, wie es zoniert ist. Es ist ein rein politisches Signal, das man geben würde, 
wenn man dem zustimmt oder nicht zustimmt. Es ist ein wenig das Vehikel, das die KBU genommen 
hat. Eigentlich geht es gar nicht darum, ob eine Tramschlaufe in den Zonenplan kommt. Das ist … – 
eben, wenn das Trämli vom Kanton beschlossen würde, wäre es egal, ob es drinsteht. Sondern es 
geht darum, dass man es gewissermassen als Aufhänger nehmen kann, damit man überhaupt eine 
Abstimmung durchführen kann. Und zwar eine, die nicht konsultativ ist, sondern es ist eine 
verbindliche Abstimmung über die Zonierung dieser Parzelle. Aber eigentlich meint man damit, dass 
dies das Signal ist, ob man das Trämli will oder nicht.

Eine Überlegung, die wir uns dabei auch gemacht haben, ist: Das Problem ist eigentlich immer, auch 
wenn man jetzt diese Umfrage durchführen würde, erstens stellt sich immer die Frage, welche 
Legitimation und welches politische Gewicht hat etwas, wenn es nur als Umfrage deklariert ist, und 
nicht wirklich eine Abstimmung ist? Zudem stellt sich auch die Frage, wenn man eine Umfrage mit den 
drei Optionen, wie es die Motion vorsieht, durchführt, also ein Ja, ein Ja, aber nur mit Lückenschluss, 
oder ein Nein, wie man sie am Schluss interpretiert. Gesetzt den Fall, wenn nun 30 % ja sagen und 
40 % sagen ja mit Lückenschluss und 30 % einfach nein sagen: Was ist zum Schluss dann das 
politische Signal? Dann kann wiederum jede Seite für sich herausnehmen, was sie will. Die einen 
sagen dann: Wir haben doch eine Mehrheit fürs Trämli und den Lückenschluss machen wir einfach 
später. Die anderen sagen, wir haben eine Mehrheit, die das Projekt in dieser Form, wie es nun 
vorliegt, nicht will. Am Schluss sind wir nicht wirklich weiter.

Das nächste Risiko, welches man eingeht, wenn man es einfach mit der Umfrage löst, ist, dass man 
nun im Frühling diese Umfrage macht, dann sich womöglich darüber streitet, was es zu bedeuten hat, 
und dann kommt zu einem anderen Zeitpunkt möglicherweise ein Referendum gegen den 
Teilzonenplan, über welches dann im Herbst abgestimmt wird. Dann ist die Frage, erstens: Erinnern 
sich die Stimmbürger noch daran, dass es schon eine Umfrage im Frühling gab? Es geht 
wahrscheinlich manchmal relativ schnell, bis man solche Dinge vergisst. Also ich könnte Ihnen auch 
schon nicht mehr sagen, worüber wir im vergangenen Jahr abgestimmt haben. Zweitens besteht dann 
immer noch die Möglichkeit, dass es dann heisst: Ja, aber, jetzt haben wir doch bereits in der Umfrage 
gesagt, das wollen wir nicht, und jetzt kommt wieder diese Binningerstrasse, also stimmen wir einfach 
nein.

Wenn man es so macht, wie wir es vorschlagen, kämen natürlich einfach wirklich beide Fragen quasi 
gleichzeitig auf den Tisch. Wir denken, dass es dann auch einfacher ist, wirklich je eine Debatte für 
das eine und für das andere zu führen und zu differenzieren. Weil es klar zwei Fragen sind, die zum 
selben Zeitpunkt gestellt werden, ist es doch auch einfacher zu erklären, wo es um das eine und wo 
es um das andere geht. Deshalb sind wir halt auf diesen ein wenig unorthodoxen Vorschlag 
gekommen, dass man die eine Zone auf eine Art auskoppelt und dies als «Tramabstimmung» 
fungieren soll.

Noch ein letzter Punkt – braucht es immer mehr Bauen? Auch dies ist natürlich etwas, was auch in der 
KBU diskutiert wurde. Letztlich ist es halt einfach so, dass es ein Bevölkerungswachstum und ein 
Wirtschaftswachstum gibt, und aus diesen heraus auch die Bedürfnisse nach Bauland oder nach 
Baumöglichkeiten. Hier in Stadtnähe hat man die Möglichkeit, das relativ umweltverträglich mit 
begrenzten Auswirkungen auf den Verkehr zu realisieren. Wenn wir es hier nicht machen, findet das 
Wachstum irgendwo weiter draussen in der Agglomeration statt. Dass es einfach gar nicht stattfindet, 
ist wahrscheinlich nicht so realistisch. Danke schön.

Tim Söllick, 1. Vizepräsident:  Gibt es weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
allgemeine Beratung zu Ende.
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Mehmet Can, Präsident:  Entsprechend ist somit die 1. Lesung abgeschlossen. – Entschuldigung? 
[Stimmen im Hintergrund] Ja, das Traktandum wäre somit abgeschlossen. Wir machen das nächste 
Mal mit der 1. Lesung weiter. Dann würde ich vorschlagen, dass wir jetzt bis acht Uhr Pause machen. 
Sie ist ein wenig länger, aber das benötigen wir, glaube ich. Wir treffen uns um 20 Uhr wieder.


